
Ein Bescheid des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, mit dem der Asylantrag wegen der Flüchtlings-
anerkennung in einem anderen Mitgliedstaat als unzulässig abgelehnt wird, kann auf der Rechtsgrundlage des
§ 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG in der seit dem 6.8.2016 geltenden Fassung aufrecht erhalten werden.

Wird der Asylantrag auf der Grundlage des § 29 Abs.  1 Nr. 2 AsylG in der seit  dem 6.8.2016 geltenden
Fassung als unzulässig abgelehnt, ist eine Abschiebungsandrohung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 AsylG zu erlassen.

Die Lebensverhältnisse anerkannter Flüchtlinge in Italien stellen sich nicht allgemein als unmenschlich oder
erniedrigend im Sinne von Art. 3 EMRK dar (wie OVG NRW, Urteil vom 19.5.2016 - 13 A 1490/13.A -).

Anerkannte Flüchtlinge haben in Italien Zugang zur medizinischen Versorgung; dies gilt auch hinsichtlich der
Behandlung eines fortgeschrittenen Diabetes mellitus Typ 2.

(Amtliche Leitsätze)

13 A 63/16.A

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen

Urteil vom 24.08.2016

T e n o r :

Die Berufung des Klägers wird zurückgewiesen.

Auf die Anschlussberufung der Beklagten wird der Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom
4. Dezember 2015 geändert. Die Klage wird (auch) abgewiesen, soweit sie sich gegen die Ziffern 2 und 3 des
Bescheids des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge vom 6. Oktober 2015 richtet.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Instanzen, für das Gerichtskosten nicht erhoben werden.

Das  Urteil  ist  hinsichtlich  der  Kosten  vorläufig  vollstreckbar.  Der  Kläger  kann  die  Vollstreckung  durch
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor
der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Der Kläger ist eritreischer Staatsangehöriger. Am 18. Juni 2015 stellte er beim Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge (Bundesamt) einen Asylantrag, den er auf die Zuerkennung internationalen Schutzes beschränkte.

Bei seiner Anhörung durch das Bundesamt erklärte er, er sei über Schweden und Italien nach Deutschland

eingereist  und  habe  in  keinem  anderen  Mitgliedstaat  internationalen  Schutz  beantragt  oder  zuerkannt

bekommen. Schweden lehnte ein Übernahmeersuchen vom 31. Juli 2015 mit der Begründung ab, Italien sei

wegen der Erteilung eines Visums zuständig, weshalb man den Kläger auch nach Italien überstellt habe. Aus

der Eurodac-Datenbank ergab sich, dass der Kläger am 4. Dezember 2013 in Italien Asyl beantragt hatte. Auf

das Übernahmeersuchen vom 5. August 2015 teilten die italienischen Behörden unter dem 21. August 2015

mit, es handle sich um keinen Dublin-Fall, da dem Kläger in Italien der Flüchtlingsstatus zuerkannt worden

sei. Die Beklagte wurde darauf hingewiesen, an welche Stelle ihre Anfrage stattdessen zu richten sei.
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In einer erneuten Anhörung durch das Bundesamt am 17. September 2015 erklärte der Kläger, er leide an

Diabetes, Problemen mit den Zähnen und hohem Blutdruck. Wegen des Diabetes Typ 2 sei er in Deutschland

in Behandlung und auf die Einnahme von Medikamenten angewiesen. In Italien habe er, nachdem er dorthin

aus Schweden zurückgekehrt sei, ein Jahr und sechs Monate in einem Camp gewohnt. Während der Zeit habe

er einen Flüchtlingsausweis und eine Aufenthaltserlaubnis von den italienischen Behörden erhalten, die für

fünf Jahre gültig gewesen sei. Das Camp habe er im April 2015 verlassen und auf der Straße gelebt, wo ihm

die Dokumente gestohlen worden seien.

Mit Bescheid vom 6. Oktober 2015 lehnte das Bundesamt den Asylantrag des Klägers als unzulässig ab (Ziffer

1).  Ferner  wurde der Kläger aufgefordert,  die Bundesrepublik innerhalb von 30 Tagen nach Bekanntgabe

dieser Entscheidung bzw. – im Falle einer Klageerhebung – innerhalb von 30 Tagen nach dem unanfechtbaren

Abschluss des Asylverfahrens zu verlassen. Sollte er nicht ausreisen, werde er nach Italien abgeschoben (Ziffer

2). Ferner wurde das gesetzliche Einreise- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes

(AufenthG) auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung befristet (Ziffer 3).

Am 14. Oktober 2015 hat der Kläger beim Verwaltungsgericht Düsseldorf Klage erhoben. Er hat beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 6. Oktober 2015 zu verpflichten, ein Asylverfahren
durchzuführen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das  Verwaltungsgericht  hat  durch  Gerichtsbescheid  vom  4.  Dezember  2015  die  Ziffern  2  und  3  des

angefochtenen Bescheids  aufgehoben und die  Klage  im Übrigen  abgewiesen.  Zur  Begründung hat  es  im

Wesentlichen ausgeführt: Die Klage sei zulässig, soweit in ihr ein Anfechtungsbegehren enthalten sei. Ziffer 1

des  Bescheids  sei  rechtmäßig.  Der  Asylantrag  sei  unzulässig,  da  dem Kläger  in  Italien,  einem sicheren

Drittstaat, bereits der Flüchtlingsstatus zuerkannt worden sei. Nach § 26a Abs. 1 Satz 1 AsylG könne sich ein

Ausländer nicht auf Art. 16a Abs. 1 GG berufen, wenn er aus einem sicheren Drittstaat eingereist sei. Italien

sei  ein  sicherer  Drittstaat;  der  unionsrechtlich  gebotene  Inhalt  des  Flüchtlingsschutzes  werde  hinreichend

eingehalten,  es liege kein Verstoß gegen die Genfer Flüchtlingskonvention vor und es bestehe auch keine

tatsächliche Gefahr einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung des Klägers im Sinne von Art. 3

EMRK. Der Kläger gehöre auch nicht zu einer besonders schutzbedürftigen Personengruppe. Die in Ziffer 2

des Bescheids geregelte Abschiebungsandrohung – und in der Folge die Befristungsentscheidung in Ziffer 3 –

sei  rechtswidrig, da nach § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG eine Abschiebungsanordnung hätte ergehen müssen.

Ergehe ein Bescheid nach § 26a oder § 27a AsylG, sei § 34 Abs. 1 AsylG nicht anwendbar.

Auf den Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung hat der Senat durch Beschluss vom 25. April 2016 die

Berufung zugelassen. Der Kläger hat am 3. Mai 2016 die Berufung begründet. Die Beklagte hat am 24. Mai

2016 Anschlussberufung eingelegt.
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Zur Begründung seiner Berufung trägt der Kläger vor: Bei der Unterbringungssituation in Italien bestünden

systemische  Mängel.  Wenn  die  Aufnahmekapazitäten  bei  den  Flüchtlingsunterkünften  schon  für  die

Unterbringung der  Asylsuchenden nicht  ausreichten,  gelte  dies  umso mehr  für  Schutzberechtigte  wie  den

Kläger.  Zudem gehöre er  zu einer  besonders  schutzbedürftigen Personengruppe,  da  er  an einem Diabetes

mellitus Typ 2 leide. Eine Abschiebung in eine ungesicherte soziale Umgebung sei  nach dem vorgelegten

Attest mit einem erheblichen Risiko der Verschlechterung des Gesundheitszustandes verbunden.

Der Kläger hat schriftsätzlich beantragt,

unter teilweiser Aufhebung des Gerichtsbescheids des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 4. Dezember
2015 Ziffer 1 des Bescheids der Beklagten vom 6. Oktober 2015 aufzuheben

sowie die Anschlussberufung der Beklagten zurückzuweisen.

Die Beklagte hat schriftsätzlich beantragt, die klägerische Berufung zurückzuweisen

sowie unter  Abänderung der  verwaltungsgerichtlichen Entscheidung vom 4.  Dezember  2015 die  Klage in

vollem Umfang abzuweisen.

Zur Begründung hat sie ausgeführt: Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sei geklärt, dass

ein Asylantrag – wie hier unter Ziffer 1 des Bescheids entschieden – unzulässig sei, wenn dem Drittstaats-

angehörigen  in  einem anderen  Mitgliedstaat  die  Flüchtlingseigenschaft  zuerkannt  worden  sei.  Ungeachtet

dessen, wie sich die tatsächlichen Verhältnisse für international Schutzberechtigte dort darstellten, bestehe kein

Anspruch auf eine Zweitfeststellung internationalen Schutzes. Unabhängig davon litten die Verhältnisse des

italienischen  Asyl-  und  Aufnahmesystems  nicht  an  maßgeblichen  Missständen.  Der  sinngemäß  zugrunde

gelegten  Meinung  des  Verwaltungsgerichts,  bei  einem  unzulässigen  Asylantrag  und  der  beabsichtigten

Abschiebung in einen sicheren Drittstaat sei allein der Erlass einer Abschiebungsanordnung statthaft, sei nicht

zu  folgen.  Die  Konstellation  der  bereits  erfolgten  Zuerkennung  internationalen  Schutzes  werde  von  dem

gesetzlichen Regelungskonzept nicht ohne Weiteres erfasst. Die Unzulässigkeit des Asylantrags resultiere aus

§ 60 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2 AufenthG; dabei handle es sich nicht um eine Unzulässigkeit nach § 26a, §

27a AsylG. Werde ein Asylantrag nicht nach dem Entscheidungsprogramm des § 31 Abs. 4 AsylG abgelehnt,

greife § 34 Abs. 1 AsylG.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichtsakte sowie die Verwaltungs-

vorgänge des Bundesamts Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Über  die  Berufung  entscheidet  im  Einverständnis  der  Beteiligten  die  Berichterstatterin  ohne  mündliche

Verhandlung (§ 125 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 87a Abs. 2 und 3, § 101 Abs. 2 VwGO).
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Die zulässige Berufung des Klägers ist unbegründet. Das Verwaltungsgericht hat die Klage gegen Ziffer 1 des

Bescheids des Bundesamts vom 6. Oktober 2015 im Ergebnis zu Recht abgewiesen. Die zulässige Anschluss -

berufung der Beklagten hat hingegen Erfolg. Die zulässige Anfechtungsklage ist auch hinsichtlich der Ziffern

2 und 3 des Bescheids unbegründet.

Maßgeblich für die rechtliche Beurteilung des klägerischen Begehrens sind gemäß § 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG

das Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798) sowie das

Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), beide zuletzt

geändert durch Art. 5 und 6 des Integrationsgesetzes vom 31. Juli 2016 (BGBl. I S. 1939), das am 6. August

2016 in Kraft getreten ist.

A. Die Klage, die der Kläger im Berufungsverfahren nur noch mit dem Anfechtungsbegehren weiterverfolgt,

ist als Anfechtungsklage gemäß § 42 Abs. 1 VwGO zulässig.

Die isolierte Anfechtungsklage ist die statthafte Klageart, weil das Bundesamt eine sachliche Entscheidung

über das Schutzbegehren nicht getroffen hat, die diesem aber nach den Regelungen des Asylgesetzes und der

Richtlinie 2013/32/EU (Verfahrensrichtlinie) zunächst vorbehalten ist. Insoweit gilt hier nichts anderes als für

"Drittstaatenbescheide" nach §§ 26a, 31 Abs. 4 AsylG (vgl. dazu OVG NRW, Urteil vom 19. Mai 2016 - 13 A

1490/13.A -, juris, Rn. ; OVG Saarland, Beschluss vom 23. März 2016 - 2 A 38/16 -, juris, Rn. 15 ff.).

B. Die Klage ist aber unbegründet. Der Bescheid des Bundesamts vom 6. Oktober 2015 ist im maßgeblichen

Zeitpunkt  der  gerichtlichen  Entscheidung  insgesamt  rechtmäßig  und  verletzt  den  Kläger  nicht  in  seinen

Rechten, § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO.

I. Das Bundesamt hat zu Recht in Ziffer 1 des Bescheids den Asylantrag des Klägers als unzulässig abgelehnt.

1. Rechtsgrundlage dieser Entscheidung ist § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG in der seit dem 6. August 2016 geltenden

Fassung. Danach ist ein Asylantrag unzulässig, wenn ein anderer Mitgliedstaat der Europäischen Union dem

Ausländer bereits internationalen Schutz gewährt hat. § 29 AsylG n.F. fasst zur besseren Übersichtlichkeit und

Vereinfachung  der  Rechtsanwendung  die  möglichen  Gründe  für  die  Unzulässigkeit  in  einem  Katalog

zusammen (vgl. BT-Drs. 18/8612, S. 51; BVerwG, Urteil vom 9. August 2016 – 1 C 6.16 -, Rn. 8).

Mit ihm wird ferner Art.  33 Verfahrensrichtlinie umgesetzt, der in Absatz 2 abschließend regelt, wann die

Mitgliedstaaten einen Antrag auf internationalen Schutz als unzulässig betrachten dürfen. Hierzu gehört nach

Art. 33 Abs. 2 lit. a) Verfahrensrichtlinie auch, dass ein anderer Mitgliedstaat internationalen Schutz gewährt

hat.
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Dass das Bundesamt den angefochtenen Bescheid nicht auf diese Vorschrift gestützt hat, ist unerheblich. Auch

kann offen bleiben, ob und auf welcher gesetzlichen Grundlage die Behörde nach altem Recht ermächtigt war,

den Asylantrag eines anerkannten Flüchtlings als unzulässig abzulehnen (ebenfalls offengelassen von OVG

NRW, Urteil vom 19. Mai 2016 - 13 A 1490/13.A -, juris, Rn. 76 ff.; vgl. dazu auch VG Düsseldorf, Gerichts -

bescheid vom 17. Mai 2016 - 22 K 950/15.A -, juris, Rn. 23 ff.).

Jedenfalls  kann der  Bescheid  im maßgeblichen Zeitpunkt  der  gerichtlichen  Entscheidung auf  der  Rechts-

grundlage des § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG n.F. aufrecht erhalten werden. Im Rahmen der Überprüfung eines

Bescheids nach § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO kommt es nicht (allein) auf das von der Verwaltung herangezogene

Recht an; vielmehr ist die Kontrolle im Sinne schlichter Rechtsanwendung auf das Recht zu erstrecken, das

geeignet  ist,  an Stelle des von der Verwaltung herangezogenen,  sich etwa als nicht  tragfähig erweisenden

Rechts den Spruch des Bescheids zu rechtfertigen, vorausgesetzt, dass dabei am Spruch des Bescheids nichts

Wesentliches geändert wird (vgl. BVerwG, Urteile vom 19. August 1988 - 8 C 29.87 - BVerwGE 80, 96 (98) =

juris, Rn. 12 f., vom 12. April 1991 - 8 C 92.89 -, juris, Rn. 9, und vom 31. März 2010 - 8 C 12.09 -, juris, Rn.

19; Wolff, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 4. Auflage 2014, § 113 Rn. 26).

Im Bescheid vom 6. Oktober 2015 wird der Asylantrag als unzulässig abgelehnt, aber keine Rechtsgrundlage

für diesen Ausspruch benannt. Das Bundesamt verweist auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.

Juni 2014 - 10 C 7.13 -, wonach ein erneutes Anerkennungsverfahren unzulässig ist, wenn dem Ausländer

bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Flüchtlingsschutz gewährt worden ist, sowie auf § 60 Abs. 1 Satz 2

und 3 AufenthG. Geht man deshalb davon aus, dass der Ausspruch auf diese Vorschriften gestützt werden

sollte,  wäre  der  Austausch  der  Rechtsgrundlage  jedenfalls  zulässig,  weil  sich  dadurch  das  Wesen  des

angefochtenen Bescheids nicht ändert, es sich nicht um einen anderen Streitgegenstand mit für den Kläger

ungünstigeren Rechtsfolgen handelt und bei der Ablehnung des Asylantrags eines anerkannten Flüchtlings als

unzulässig  auch  kein  Ermessensspielraum  besteht.  Der  Sache  nach  hat  das  Bundesamt,  indem  es  den

Asylantrag des bereits als Flüchtling anerkannten Klägers aufgrund der materiell-rechtlichen Regelung in § 60

Abs. 1 Satz 2 und 3 AufenthG als unzulässig abgelehnt hat, genau die Entscheidung getroffen, die § 29 Abs. 1

Nr.  2  AsylG  asylverfahrensrechtlich  nunmehr  ausdrücklich  vorsieht.  Die  im  Verwaltungsakt  getroffene

Regelung  bleibt  also  unangetastet,  ebenso  ihre  Begründung,  sie  wird  nur  auf  eine  neue  Rechtsgrundlage

gestützt, die für den Kläger auch keine anderen Rechtsfolgen hat.

Soweit im Rahmen der Begründung von Ziffer 2 des Bescheids § 26a AsylG genannt wird, folgt daraus keine

andere Bewertung. Das Bundesamt hat keinen Bescheid gemäß §§ 26a Abs. 1 Satz 1 und 2, 31 Abs. 4 Satz 1

AsylG erlassen, wonach festzustellen ist, dass dem Ausländer auf Grund seiner Einreise aus einem sicheren

Drittstaat kein Asylrecht zusteht (vgl. zu einem solchen Fall OVG NRW, Urteil vom 19. Mai 2016 - 13 A

1490/13.A -, juris; siehe auch OVG Rh.-Pf., Urteil vom 18. Februar 2016 – 1 A 11091/14 -, juris, Rn. 27).
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Vielmehr hat es in Ziffer 1 des Bescheids vom 6. Oktober 2015 den Asylantrag, der auf die Zuerkennung

internationalen Schutzes beschränkt war, ausdrücklich als unzulässig abgelehnt.

2.  Der  Bescheid  vom 6.  Oktober  2015 ist  auch formell  rechtmäßig.  Insbesondere  ist  der  Kläger  vor  der

Entscheidung – am 18. Juni 2015 und am 17. September 2015 – angehört worden. Die Verpflichtung hierzu

folgt aus § 24 Abs. 1 Satz 3 AsylG sowie Art.  14 Abs. 1 und Art.  34 Abs. 1 Verfahrensrichtlinie; für die

Ablehnung eines Asylantrags als unzulässig ist sie nunmehr auch in § 29 Abs. 2 Satz 1 AsylG ausdrücklich

vorgesehen. In den Gesprächen beim Bundesamt ging es unter anderem um die Schutzgewährung in einem

anderen  Mitgliedstaat  sowie  in  der  zweiten  Anhörung  ausdrücklich  darum,  das  „Vorliegen  eventueller

Abschiebungshindernisse im Rahmen eines Drittstaatenverfahrens“ zu klären.

3. Die Ablehnung des Asylantrags als unzulässig in Ziffer 1 des angefochtenen Bescheids ist ferner materiell

rechtmäßig. Ein anderer Mitgliedstaat der Europäischen Union hat dem Kläger im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 1,

§ 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylG bereits internationalen Schutz gewährt. Der Kläger ist, was zwischen den Beteiligten

auch  nicht  streitig  ist,  in  Italien  als  Flüchtling  anerkannt  worden.  Diese  Zuerkennung  der  Flüchtlings-

eigenschaft besteht unabhängig vom angeblichen Verlust der diesbezüglichen Urkunde und unabhängig von

der Laufzeit der damit verbundenen Aufenthaltserlaubnis auch fort. Anhaltspunkte für ein Erlöschen (vgl. dazu

Art. 11 Richtlinie 2011/95/EU) sind nicht ersichtlich.

Eine weitergehende Prüfung, insbesondere der Frage, ob der Kläger im Fall einer Überstellung nach Italien mit

beachtlicher Wahrscheinlichkeit Gefahr läuft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne

von  Art.  3  EMRK  ausgesetzt  zu  werden,  sehen  weder  das  nationale  Recht  noch  das  Unionsrecht  als

Voraussetzung für die Ablehnung des Asylantrags als unzulässig vor. Ungeachtet dessen, wie die tatsächlichen

Verhältnisse  für  international  Schutzberechtigte  in  Italien  sind,  hat  der  Kläger  als  anerkannter  Flüchtling

keinen Anspruch auf erneute Zuerkennung internationalen Schutzes durch die Beklagte.

II. Die Abschiebungsandrohung in Ziffer 2 des Bescheids ist ebenfalls rechtmäßig.

1. Rechtsgrundlage ist § 34 Abs. 1 Satz 1 AsylG. Danach erlässt das Bundesamt nach den §§ 59 und 60 Abs.

10  AufenthG  eine  schriftliche  Abschiebungsandrohung,  wenn  der  Ausländer  nicht  als  Asylberechtigter

anerkannt wird, ihm nicht die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt und kein subsidiärer Schutz gewährt wird, die

Voraussetzungen des  §  60  Abs.  5  und 7  AufenthG nicht  vorliegen oder  die  Abschiebung ungeachtet  des

Vorliegens  der  Voraussetzungen  des  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG ausnahmsweise  zulässig  ist  und  der

Ausländer keinen Aufenthaltstitel besitzt. Nach § 35 AsylG in der seit dem 6. August 2016 geltenden Fassung

droht das Bundesamt in den Fällen des § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG die Abschiebung in den Staat an, in dem er vor

Verfolgung sicher war.
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Diese Vorschriften sind hier anwendbar. Wird ein Asylantrag nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG n.F. als unzulässig

abgelehnt, erlässt das Bundesamt, dies ergibt sich auch aus § 35 AsylG, bei Vorliegen der Voraussetzungen

eine Abschiebungsandrohung (so für das alte Recht schon Hailbronner,  Ausländerrecht,  87.  Aktualisierung

September 2014, § 34 AsylVfG, Rn. 13).

§ 34a AsylG ist entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts nicht einschlägig. Die Vorschrift sieht nur

für die – hier nicht vorliegenden – Fälle einer Entscheidung nach § 26a AsylG oder § 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG

(vormals  §  27a  AsylG)  den  Erlass  einer  Abschiebungsanordnung  vor.  Wie  bereits  ausgeführt,  hat  das

Bundesamt im Fall des Klägers nicht gemäß §§ 26a Abs. 1 Satz 1 und 2, 31 Abs. 4 Satz 1 AsylG festgestellt,

dass dem Ausländer auf Grund seiner Einreise aus einem sicheren Drittstaat kein Asylrecht zusteht, sondern

ausdrücklich den Asylantrag als unzulässig abgelehnt.

2. Dies zugrunde gelegt, ist die Abschiebungsandrohung rechtmäßig.

a. Die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Satz 1 AsylG sind gegeben.

aa. Das Bundesamt hat den Kläger weder als Asylberechtigten noch als Flüchtling anerkannt. Ihm ist auch kein

subsidiärer  Schutz gewährt  worden.  Dass keine Sachentscheidung hierzu getroffen wurde,  ist  unerheblich.

Maßgeblich ist im Rahmen des § 34 AsylG allein, dass das Asylverfahren erfolglos beendet worden ist, ohne

dass dem Kläger ein anderweitiges Aufenthaltsrecht zusteht; auf die Gründe hierfür kommt es nicht an (vgl.

BVerwG, Urteil vom 17. Juni 2014 - 10 C 7.13 -, BVerwGE 150, 29 = juris, Rn. 17; Hailbronner, AuslR, Stand

September 2014, § 34 Rn. 23; Funke-Kaiser, in: GK-AsylVfG, Stand Juni 2014, Rnl. 28).

bb. Ferner liegen die Voraussetzungen des § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG in Bezug auf den in der Abschiebungs -

androhung bezeichneten Staat Italien nicht vor. Dem Kläger droht in Italien weder eine unmenschliche oder

erniedrigende Behandlung im Sinne von Art. 3 EMRK noch eine sonstige konkrete Gefahr für Leib, Leben

oder Freiheit im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG.

Nach der Rechtsprechung des Senats stellen sich die Lebensverhältnisse anerkannter Flüchtlinge in Italien

nicht  allgemein als  unmenschlich oder  erniedrigend im Sinne von Art.  3  EMRK dar.  Vielmehr  ist  davon

auszugehen, dass anerkannte Flüchtlinge in Italien grundsätzlich italienischen Staatsbürgern gleichgestellt sind

und erforderlichenfalls staatliche Hilfen in Anspruch nehmen können, um jedenfalls ihre Grundbedürfnisse zu

decken. Gelingt dies nicht sogleich bzw. vollständig, können sie die Hilfe caritativer Organisationen erhalten

(vgl. OVG NRW, Urteil vom 19. Mai 2016 – 13 A 1490/13.A -, juris).

Nach den dem Senat vorliegenden Erkenntnissen sind in Italien Ausländer, die dort als Flüchtlinge anerkannt

worden sind, italienischen Staatsangehörigen gleichgestellt,  d.h.,  es wird grundsätzlich von ihnen erwartet,

dass  sie  selbst  für  ihre  Unterbringung  und  ihren  Lebensunterhalt  sorgen (vgl.  Schweizer  Flüchtlingshilfe
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(SFH), Italien: Aufnahmebedingungen, Oktober 2013, 5.4.1; SFH, Auskunft an OVG NRW, 7. April 2016, S. 4

ff.).

Dies ist nicht menschenrechtswidrig. Art. 3 EMRK verpflichtet die Vertragsstaaten nicht, jedermann in ihrem

Hoheitsgebiet mit einer Wohnung zu versorgen. Auch begründet Art. 3 EMRK keine allgemeine Verpflichtung,

Flüchtlingen  finanzielle  Unterstützung  zu  gewähren  oder  ihnen  einen  bestimmten  Lebensstandard  zu

ermöglichen (vgl. EGMR, Urteil vom 21. Januar 2011 - 30696/09 (M.S.S.) -, EUGRZ 2011, 243, Rn. 249, m.

w. N., und Beschluss vom 2. April 2013 - 27725/10 (Mohammed Hussein) -, ZAR 2013, 336 f., Rn. 70; OVG

NRW, Urteil vom 7. März 2014 - 1 A 21/12.A -, juris, Rn. 119).

Die drohende Zurückweisung in ein Land, in dem die eigene wirtschaftliche Situation schlechter sein wird als

in dem ausweisenden Vertragsstaat, reicht ebenfalls nicht aus, die Schwelle der unmenschlichen Behandlung,

wie sie von Art. 3 EMRK verboten wird, zu überschreiten.

Dies entspricht im Übrigen auch den Vorgaben der Richtlinie 2011/95/EU (Qualifikationsrichtlinie), die die

Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass international Schutzberechtigte im Hinblick auf

den Zugang zu Sozialhilfeleistungen (Art. 29), medizinischer Versorgung (Art. 30) und Wohnung (Art. 32)

nicht  anders  als  die  Staatsangehörigen  dieses  Mitgliedstaats  behandelt  werden.  Dies  gilt  ungeachtet  des

Umstands,  dass anerkannte Flüchtlinge - anders als  die Staatsangehörigen des Mitgliedstaats -  regelmäßig

weder über die erforderlichen Sprachkenntnisse verfügen noch auf die Unterstützung von Familienangehörigen

zurückgreifen können.

Italien hat inzwischen die Qualifikationsrichtlinie 2011/95/EU in nationales Recht umgesetzt (vgl. Consiglio

Italiano per i Rifugiati (CIR), Asylum Information Database (AIDA), Dezember 2015, S. 9).

Es ist deshalb davon auszugehen, dass anerkannte Flüchtlinge in Italien in den Genuss der in den Art. 20 bis

Art. 35 der Qualifikationsrichtlinie genannten Rechte kommen.

Die zurückkehrenden Flüchtlinge sind zudem nicht gänzlich sich selbst überlassen. Kehren anerkannte Flücht -

linge aus dem Ausland zurück, können sie sich etwa am Flughafen in Rom von Nichtregierungsorganisationen

(NGOs) beraten lassen (vgl. Auswärtiges Amt (AA), Auskunft an OVG NRW, 23. Februar 2016, S. 5; SFH,

Auskunft  an OVG NRW, 7.  April  2016,  S.  5;  zurückhaltender noch SFH, Italien:  Aufnahmebedingungen,

Oktober 2013, 5.1).

Dort erfahren sie auch, welche Questura für sie zuständig ist. Diese wird informiert und der Flüchtling erhält

ein Bahnticket, um dorthin zu gelangen (vgl. SFH, Auskunft an OVG NRW, 7. April 2016, S. 5; AA, Auskunft

an OVG NRW, 23. Februar 2016, S. 5).
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Für anerkannte Flüchtlinge ist die Behörde der Gemeinde zuständig, in der sie ihren Asylantrag gestellt haben

(vgl. SFH, Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien, Mai 2011, S. 32, 35; SFH, Bewegungsfreiheit

in Italien für mittellose Personen mit Schutzstatus, 4. August 2014, S. 3).

Anerkannte  Flüchtlinge  erhalten  eine  Aufenthaltsbewilligung,  die  fünf  Jahre  gültig  ist  und  bei  Ablauf

verlängerbar bzw. erneuerbar ist  (vgl.  SFH/Juss-Buss, Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien,

Mai 2011, S. 31; AA, Auskunft an OVG NRW, 23. Februar 2016, S. 4).

In die Aufenthaltsbewilligung wird die Wohnadresse eingetragen (vgl. SFH, Italien: Aufnahmebedingungen,

Oktober 2013, 5.5.1; SFH, Bewegungsfreiheit in Italien für mittellose Personen mit Schutzstatus, 4. August

2014, S. 4).

Im Fall des Klägers ist davon auszugehen, dass seine Aufenthaltserlaubnis – das Dokument liegt nicht vor,

weil es ihm nach eigenen Angaben in Italien gestohlen worden ist – noch gültig ist, da er erst am 4. Dezember

2013 in Italien Asyl beantragt hatte. Eine Anerkennung als Flüchtling kann deshalb frühestens 2014 erfolgt

sein.

Die Versorgung von Flüchtlingen mit Wohnraum war und ist von Ort zu Ort unterschiedlich. Ein Teil kann

auch  nach  der  Anerkennung  als  Flüchtling  in  einer  Einrichtung  der  SPRAR  (Sistema  di  protezione  per

richiedenti  asilo  e  refugati)  für  begrenzte  Zeit  Aufnahme  finden.  Auch  caritative  Einrichtungen  stellen

Unterkünfte zur Verfügung (vgl. AA, Auskunft an OVG Sachsen-Anhalt, 21. August 2013, S. 3).

In großen Städten konnten Flüchtlinge zwar  vor Jahren teilweise  nur in  besetzten Häusern,  mit  zum Teil

hunderten von Bewohnern, ohne ausreichende Versorgung mit Trinkwasser und Elektrizität unterkommen (vgl.

SFH/Juss-Buss, Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien,  Mai 2011, S.  33,  34 f.;  SFH, Italien:

Aufnahmebedingungen, Oktober 2013, 5.2).

Inzwischen  hat  sich  die  Situation  aber  verbessert.  Das  Auswärtige  Amt  hat  schon  im August  2013  und

gegenüber  dem erkennenden  Gericht  unter  dem  23.  Februar  2016  mitgeteilt,  im  Ergebnis  könne  davon

ausgegangen werden, dass für die anerkannten Flüchtlinge in Italien landesweit ausreichend staatliche bzw.

öffentliche  oder  caritative  Unterkunftsmöglichkeiten  (bei  teilweiser  lokaler  Überbelegung)  zur  Verfügung

stehen (vgl. AA, Auskunft an OVG Sachsen-Anhalt, 21. August 2013, S. 3; AA, Auskunft an OVG NRW, 23.

Februar 2016, S. 5).

In Italien gibt es kein allgemeines System der Sozialhilfe.  Etwaige gemeindliche Unterstützungsleistungen

sind  an  den  offiziellen  Wohnsitz  in  der  Gemeinde  geknüpft  (vgl.  SFH/Juss-Buss,  Asylverfahren  und

Aufnahmebedingungen in Italien, Mai 2011, S. 35).
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Es gibt aber öffentliche Fürsorgeleistungen für gemeldete Flüchtlinge, wenn sie bereit sind, an Maßnahmen zur

Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage,  z.  B.  speziellen  beruflichen  Lehrgängen,  teilzunehmen  (vgl.

Deutsche Botschaft Rom, Sozialpolitische Informationen Italien, Januar 2012, 4.6).

Lokale  Behörden,  Stiftungen,  Gewerkschaften,  Hilfsorganisationen  oder  NGOs  unterhalten  Integrations-

programme und arbeiten dabei teilweise zusammen (vgl. AA, Auskunft an OVG Sachsen-Anhalt, 21. Januar

2013, 7.3).

Soweit solche Leistungen nicht greifen oder ausreichen, können Flüchtlinge, wenn sie - wie viele Italiener

auch -  arbeitslos  sind,  auf  Spenden caritativer  Organisationen zurückgreifen  (vgl.  borderline  europe  e.V.,

Gutachten zum Beweisbeschluss des VG Braunschweig vom 28. September 2012, Dezember 2012, 9.2, 10.4.;

AA, Auskunft an das OVG NRW vom 23. Februar 2016, S. 5, und an das VG Potsdam vom 26. Februar 2015).

Der Arbeitsmarkt ist  zwar schwierig.  Viele Flüchtlinge, insbesondere junge Männer,  die mit  gleichaltrigen

italienischen Arbeitslosen auf dem Arbeitsmarkt konkurrieren, kommen häufig nur als Saisonarbeiter in der

Landwirtschaft unter (vgl. SFH, Asylverfahren und Aufnahmebedingungen in Italien, Mai 2011, S. 33; SFH,

Italien: Aufnahmebedingungen, Oktober 2013, 5.3; SFH, Bewegungsfreiheit in Italien für mittellose Personen

mit Schutzstatus, 4. August 2014, S. 5).

Daraus kann allerdings nicht auf eine Verletzung des Art. 3 EMRK geschlossen werden.

Bei der Gesundheitsversorgung werden Flüchtlinge in Italien wie italienische Bürger behandelt. Der kostenlose

Zugang zur Notfallversorgung steht ihnen immer zur Verfügung (Vgl. SFH, Auskunft an OVG NRW, 18. Mai

2016, S. 4; AA, Auskunft an OVG NRW vom 23. Februar 2016, S. 6, und vom 26. Februar 2015 an VG

Potsdam; vgl. Deutsche Botschaft Rom, Januar 2012, S. 25 ff.; AA, Auskunft an VG Freiburg, 11. Juli 2012, S.

2; AA, Auskunft an VG Gießen, 15. November 2012, S. 2; borderline, a.a.O., 9.2, 10.49.

Individuelle,  in der  Person des  Klägers  liegende besondere  Gründe,  die auf  eine beachtliche Wahrschein -

lichkeit einer Verletzung des Art. 3 EMRK bzw. auf eine konkrete Gefahr im Sinne von Art. 60 Abs. 7 Satz 1

AufenthG schließen lassen, sind nicht ersichtlich. Insbesondere kann sich der Kläger nicht auf gesundheitliche

Gründe berufen. Der 56-Jährige leidet ausweislich der vorgelegten Atteste zwar an einem fortgeschrittenen

Diabetes mellitus Typ 2, der medikamentös behandelt wird. Der Senat geht aber davon aus, dass diese weit

verbreitete Erkrankung auch in Italien behandelbar ist  und der Kläger Zugang zur dortigen medizinischen

Versorgung  hat.  Wie  ausgeführt,  ist  in  Italien  anerkannten  Flüchtlingen  der  Zugang  zum  staatlichen

Gesundheitssystem eröffnet. Insbesondere sind eine kostenfreie Notversorgung sowie die Versorgung sonstiger

ernsthafter,  auch  chronischer  Erkrankungen  mit  den  erforderlichen  Medikamenten  und  der  notwendigen

ärztlichen Behandlung gesichert. Dem steht der geforderte Selbstbehalt (sog. „Ticket“) nicht entgegen. Um

eine Befreiung zu erhalten, muss sich der Flüchtling lediglich offiziell arbeitslos melden. Abgesehen davon
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besteht über eine sog. STP-Karte, die bei einer öffentlichen lokalen Gesundheitsorganisation oder in einem

großen Krankenhaus zu beantragen ist, ein Zugang zur kostenlosen medizinischen Behandlung, wenn diese

wegen schwerer Erkrankungen dringend erforderlich ist 8Vgl. OVG NRW, Urteil vom 7. Juli 2016 – 13 A

2132/15.A -; zur Erkenntnislage siehe SFH, Auskünfte an das OVG NRW vom 7. April 2016, S. 8 f., und vom

18. Mai 2015, S. 4; AA, Auskünfte an das OVG NRW vom 23. Februar 2016, 3.1, an das VG Schwerin vom

25. März 2015, sowie an das OVG S.-A. vom 21. Januar 2013, 5. und 6.; CIR, aida: County Report: Italy,

Dezember 2015, S. 64, 82 f.; EASO, Special Support Plan to Italy, 11. März 2015, S. 59.

Ist die medizinische Versorgung gewährleistet, scheidet nicht nur die Annahme einer Verletzung des Art. 3

EMRK aus. Ferner kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass eine erhebliche konkrete Gefahr aus

gesundheitlichen Gründen gegeben ist, die nach § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG das Vorliegen lebensbedrohlicher

oder schwerwiegender Erkrankungen voraussetzt, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern

würden. In dem vorgelegten Attest vom 13. August 2015 ist zwar von einer wesentlichen Verschlechterung der

Diabeteserkrankung im Fall der Abschiebung die Rede. Allerdings wird zugleich ausgeführt, dass unter der

eingeleiteten Therapie – von deren Fortführung in Italien auszugehen ist – eine deutliche Verbesserung des

augenblicklichen Gesundheitszustands und ein Hinausschieben der Komplikationen und des Ablebens sehr

wahrscheinlich sei.

cc. Der Kläger besitzt auch nicht im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AsylG einen Aufenthaltstitel.

Vielmehr  hält  er  sich  unerlaubt  in  der  Bundesrepublik  auf.  Die  deutschen  Behörden  haben  ihm keinen

Aufenthaltstitel im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 2 AufenthG erteilt. Die Aufenthaltserlaubnis, die der Kläger in

Italien infolge seiner Flüchtlingsanerkennung erhalten hat, reicht jedenfalls deshalb nicht aus, weil ihm danach

kein  Aufenthaltsrecht  in  Deutschland  zusteht.  Zwar  können  sich  nach  Art.  21  Abs.  1  des  Schengener

Durchführungsübereinkommens  (ABl.  2000,  Nr.  L  239  S.  19,  zuletzt  geändert  durch  Verordnung  (EU)

2016/399, ABl. Nr. L 77 S. 1, im Folgenden: SDÜ) Drittausländer, die Inhaber eines gültigen, von einem der

Mitgliedstaaten  ausgestellten Aufenthaltstitels  sind,  aufgrund dieses  Dokuments  und eines  gültigen Reise-

dokuments bis  zu 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen frei  im Hoheitsgebiet  der  anderen Mitgliedstaaten

bewegen, sofern sie die in Art.  6 Abs. 1 Buchstaben a, c und e des Schengener Grenzkodex aufgeführten

Einreisevoraussetzungen erfüllen und nicht auf der nationalen Ausschreibungsliste des betroffenen Mitglied-

staats stehen. Es ist nach dem Vortrag des Klägers aber schon nichts dafür ersichtlich, dass er im Besitz eines

Reisepasses oder eines sonstigen gültigen Reisedokuments im Sinne des Art. 6 Abs. 1 Buchst. a Schengener

Grenzkodex (in  der  Fassung der  Verordnung (EU)  2016/399)  ist,  das  ihn  zum Überschreiten  der  Grenze

berechtigt.  In Bezug auf den italienischen Aufenthaltstitel hat er vorgetragen, über das Dokument nicht zu

verfügen, weil es ihm in Italien gestohlen worden sei. Darüber hinaus ist die zulässige Aufenthaltsdauer von 90

Tagen schon bei Ergehen des angefochtenen Bescheids überschritten gewesen; erst recht gilt dies im Zeitpunkt

der gerichtlichen Entscheidung.
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dd.  Inlandsbezogene  Vollstreckungshindernisse,  wie  etwa  eine  durch  die  Abschiebung  selbst  drohende

Verschlechterung des Gesundheitszustandes,  sind – anders als  bei  der Abschiebungsanordnung nach § 34a

AsylG – im Rahmen des § 34 AsylG nicht zu prüfen. Vielmehr stehen nach § 59 Abs. 3 Satz 1 AufenthG dem

Erlass  der  Androhung  das  Vorliegen  von  Abschiebungsverboten  und  Gründen  für  die  vorübergehende

Aussetzung der Abschiebung nicht entgegen.

b. Das Bundesamt hat auch zutreffend gemäß § 35 AsylG die Abschiebung nach Italien angedroht und wegen

der Bindungswirkung der italienischen Flüchtlingsanerkennung sein Herkunftsland Eritrea nach § 59 Abs. 3

Satz 2 AufenthG, § 60 Abs. 10 Satz 2 AufenhtG als den Staat bezeichnet, in den der Kläger nicht abgeschoben

werden darf 8Vgl. zu letzterem BVerwG, Urteil vom 17. Juni 2014 - 10 C 7.13 -, BVerwGE 150, 29 = juris,

Rn. 369.

Dass in Ziffer  2  eine 30-tägige Ausreisefrist  bestimmt wird,  nach § 36 Abs.  1  AsylG aber nunmehr  eine

Ausreisefrist von einer Woche vorgesehen ist, führt schon deshalb nicht zum Erfolg der Anfechtungsklage,

weil daraus keine Rechtsverletzung des Klägers resultiert.

III. Ziffer 3 des Bescheids vom 6. Oktober 2015 ist ebenfalls rechtlich nicht zu beanstanden. Das Bundesamt

hat  darin  das  gesetzliche Einreise-  und Aufenthaltsverbot  nach § 11 Abs.  1  AufenthG,  das  im Fall  einer

vollzogenen Abschiebung gilt, auf der Grundlage der §§ 11 Abs. 2 und 3, 75 Nr. 12 AufenthG befristet, ohne

dass Ermessensfehler bei der Bestimmung der Länge der Frist erkennbar wären.

C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO, § 83b AsylG.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 10, 711

ZPO.

Die Revision ist  nicht  zuzulassen, weil die gesetzlichen Voraussetzungen nach § 132 Abs.  2 VwGO nicht

vorliegen.

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Düsseldorf, Gerichtsbescheid vom 04.12.2015, Az. 13 K 6913/15.A
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